
Die Sicherung der staatlichen and 
öffentlichen Ordnung

Aus der Souveränität unseres Staates folgt seine Pflicht, 
den Schutz der Staatsgrenze vor jeglichen ungesetz­
lichen Handlungen auch mittels der Strafgesetzgebung 
zu gewährleisten. Die Erfahrungen der Rechtsprechung 
zeigen, daß es nach der Sicherung der Staatsgrenze 
möglich und notwendig geworden ist, die Strafbarkeit 
des ungesetzlichen Grenzübertritts (§ 201) neu zu 
regeln, insbesondere die differenzierte Gefährlichkeit 
der verschiedenen Begehungsformen zu berücksichti­
gen und zugleich eine exakte Abgrenzung zu den 
Staatsverbrechen vorzunehmen. Die Differenzierung 
zwischen der Anwendung von Freiheitsstrafen und 
Strafen ohne Freiheitsentzug wird vor allem durch die 
Charakterisierung der Begehungsformen in der bei­
spielhaften Aufzählung des schweren Falles genauer 
bestimmt. Der gewaltsame Grenzdurchbruch, der mit 
dem Ziel erfolgt. Widerstand gegen die Ordnung an 
der Staatsgrenze zu leisten oder hervorzurufen, ist 
dagegen als Terror gemäß § 91 zu beurteilen.
Vom Tatbestand des § 201 werden außer den Formen 
des widerrechtlichen Verlassens der DDR insbesondere 
die verschiedensten Formen des widerrechtlichen Ein­
dringens in das Gebiet der DDR erfaßt. Damit werden 
in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht auch die See­
grenze und die Lufthoheit unseres Staates geschützt.
Die sich neu entwickelnden Beziehungen zwischen dem 
Staat und dem einzelnen Bürger drücken sich auch in 
der Bestimmung über ungesetzliche Verbindungsauf­
nahme (§ 206) aus. Es entspricht der Verantwortung 
der Staatsbürger der DDR, keinerlei Verbindung zu 
Organisationen und Einrichtungen aufzunehmen, die 
sich eine gegen die staatliche Ordnung der DDR gerich­
tete Tätigkeit zum Ziele setzen. Eine Verletzung dieser 
staatsbürgerlichen Pflicht zur Wahrung der Souveräni­
tät der DDR begründet deshalb die strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit nach § 206, sofern nicht die Voraus­
setzungen der Strafbarkeit wegen eines Staatsverbre­
chens (Verbindung zu staatsfeindlichen Organisationen 
oder Dienststellen nach § 90) vorliegen.
Von den Bestimmungen zum Schutze der inneren Ord­
nung unseres Staates ist besonders der Tatbestand des 
Rowdytums (§ 203) hervorzuheben, durch den charak­
teristische Formen der Mißachtung der Regeln des ge­
sellschaftlichen Zusammenlebens unter Strafe gestellt 
werden. Bei diesem Tatbestand handelt es sich nicht um 
eine Erweiterung der Strafbarkeit, sondern um eine 
auf den Erfahrungen der Praxis beruhende Zusam­
menfassung und Vereinheitlichung der Strafbarkeit von 
Rechtsverletzungen, die bereits gegenwärtig verfolgt 
werden, aber sehr unterschiedlich, z. B. als Landfrie­
densbruch, Körperverletzung, Sachbeschädigung u. ä. 
qualifiziert werden mußten. Das verhinderte eine reale 
Einschätzung und die komplexe, systematische Be­
kämpfung des Rowdytums als besondere Erscheinungs­
form der Kriminalität.
Der neue Tatbestand des § 203, mit dem dieser Man­
gel überwunden werden soll, läßt alle Möglichkeiten 
für eine differenzierte strafrechtliche Verantwortlich­
keit offen. Während die öffentliche Ordnung nur ge­
ringfügig störende Verhaltensweisen als Ordnungs­
widrigkeiten verfolgt werden können, also vom Tat­
bestand überhaupt nicht erfaßt sind, werden schwere 
Fälle des Rowdytums (§ 203 Abs. 4) grundsätzlich als 
Verbrechen zu qualifizieren sein. Das wird besonders 
für die Strafbarkeit des Rädelsführers gelten. Diese 
differenzierte Strafandrohung stützt sich auf die Er­
fahrungen der Rechtsprechung.
Wichtig ist die sorgfältige Abgrenzung des § 203 zu den 
allgemeinen Tatbeständen, z. B. zu den Straftaten ge­

gen die Persönlichkeit oder gegen das sozialistische 
und persönliche Eigentum. Nicht jede vorsätzliche Kör­
perverletzung (■§ 107), nicht jede vorsätzliche Sachbe­
schädigung an sozialistischem Eigentum (§ 153) oder an 
persönlichem oder privatem Eigentum (■§ 172) usw. 
stellt eine „aus Mißachtung der öffentlichen Ordnung 
oder der Regeln des sozialistischen Gemeinschafts­
lebens“ begangene rowdyhafte Handlung i. S. des § 203 
dar. Vom Rowdytum sollen die schwerwiegenden For­
men der Verletzung der öffentlichen Ordnung und nicht 
etwa Unbequemlichkeiten oder geringere Beeinträchti­
gungen der Rechte der Bürger erfaßt werden. 
Andererseits schließt die Bestrafung wegen Rowdytums 
eine Bestrafung wegen Körperverletzung (•§§ 107 ff.), 
wegen Vergewaltigung (§ 113), wegen Sachbeschädi­
gung usw. nicht aus, da nach § 67 auch diese Straf­
bestimmungen u. U. zur richtigen Beurteilung des 
Charakters und der Schwere der Tat mit zugrunde ge­
legt werden müssen.
Als Zusammenrottung (■§ 204) soll • die Nichtbefolgung 
der Aufforderung der Sicherheitsorgane, eine die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit beeinträchtigende 
Ansammlung zu verlassen, bestraft werden können. 
Entsprechend der geringen Schwere dieser Handlungen 
sind nur Haft- oder Geldstrafe angedroht. Die Ergeb­
nisse der Praxis bestätigen, daß sich aus derartigen 
Zusammenrottungen sehr schnell schwerwiegende De­
likte entwickeln (z. B. Rowdytum gern. •§ 203 Abs. 2). 
§ 204 dient deshalb vor allem der Verhinderung ernst­
hafter Störungen des gesellschaftlichen Zusammen­
lebens, also der Verhütung bestimmter Formen der 
Kriminalität.
Die neuen gesellschaftlichen Bedingungen in der DDR 
erfordern auch eine Neuregelung der Bestimmung über 
den Widerstand gegen staatliche Maßnahmen (§ 200). 
Danach sind Handlungen, die sich gegen Mitarbeiter 
staatlicher Organe richten, um diese an der pflichtge­
mäßen Durchführung ihrer staatlichen Aufgaben bei 
der Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit zu 
hindern, strafrechtlich relevant. Geschützt werden ins­
besondere Angehörige der Deutschen Volkspolizei. Vom 
Tatbestand wird nicht jede staatliche Tätigkeit erfaßt, 
weil sich erfahrungsgemäß Widerstandshandlungen mit 
der im Gesetz bezeichneten Zielstellung im allgemei­
nen nur gegen Mitarbeiter solcher Organe richten, 
welche die Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicher­
heit zu gewährleisten haben. Für andere staatliche Tä­
tigkeit (z. B. Mitarbeiter des Landwirtschaftsrates beim 
Viehzählen) finden die allgemeinen Strafbestimmun­
gen Anwendung (z. B. §§ 202, 107, 119 Abs. 1).
Nach § 200 Abs. 2 sollen diejenigen Personen geschützt 
werden, die an der Ausübung staatlicher Aufgaben zur 
Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicherheit mit- 
wirken, ohne Mitarbeiter des betreffenden Staatsorgans 
zu sein.
Voraussetzung der Strafbarkeit ist der Nachweis, daß 
die Durchführung staatlicher Aufgaben pflichtgemäß 
erfolgt. Dies erfordert auch im Sinne der bisherigen 
Rechtsauffassung eine objektive Wertung der betref­
fenden Tätigkeit, ohne daß der Vorsatz des Täters 
dieses Tatbestandsmerkmal einzuschließen braucht. 
Auch für diese Fälle ist die Anwendung der Haftstrafe 
zulässig, die als im Regelfall unmittelbar wirksam 
werdende Erziehungsmaßnahme durch Freiheitsentzug 
oft ausreichen wird.
Die vorgeschlagene Fassung der Strafbestimmung über 
die Staatsverleumdung (§ 207) hat die Rechtsprechung 
zu § 20 StEG gründlich ausgewertet. Der Tatbestand 
stellt das Verächtlichmachen oder Verleumden von 
staatlichen oder gesellschaftlichen Organen oder deren 
Arbeit sowie von Bürgern wegen ihrer staatlichen oder 
gesellschaftlichen Betätigung unter Strafe. Nach § 207
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